
OET 

Gesetz-undVerot•dnungsblatt 
iii- das Land Hessen 

  

Ausgegeben zu Wiesbaden, den 3. September  147" 	 j Nr. 10 /111 

 

  

Inhalts-tbersieht: 	 Seite 

LeistungsMiiehtgesetz krom 26. Juni 1947 	. . ....... 55 

Gesetz Vom 31. Juli 1947 zur lInderung des Lelstungspflicht- 
' gesetzes vom 26. Juni 1947 . . 	. . . . . • • 	• • . 57  

Bekanntmachung dei neuen Eassung des Leistungspiiicht- 

' gesetzes vom 31. Sini 1947 .. ' .  

Gesetz zur Lenkung des bauwirtschaftlichen Einsatzes 
• (Baulenkungsgesetz) \torn 29. juli 1947 	  60 

-Gesetz zur Regelung der Staatszupchilsse an die Träger der 
Baulast der Landstrallen I, und IL  Ordnung im Rech- 
nungsjahr 1946 vom 29. Juli 1947 	  61 

Gesetz zur  Regelung des Finarizausgleichs fiir das Hans- 
haltsjalir-1947 vom 1. August WW . . . . . 	  61 

Gesetz zur GebranchSilbertragung vim Hausrat und Ein- 
richtungsgegenständen des täglichen Bedarfs vom 1.  AU- 

gust 1947 	
 63 

Ergänzungsgesetz vorn 16. August 1947 zum Gesetz zur Ahn- 
dung nation'alsozialistischer Straftaten vom 15. Juni 1946 64 

Ergänzungsgesetz vom 16. August*  1947 zum 1. Gesetz zur 

" Wiedergutmachung nationalsozialistischen. Onrechts, in 

. der, Strafrechtspflege vom 15. Juni 1946 . . . 	. . . 64 

Zweites' AblinderMigsgeiietz zum Strafgerichtsvorfasstangs-' 
gesetz 1946 vom 16. August 1947 . . . '• . . . . . . . 64  

Seite 

Gesetz über die Aufhebung . des. Gesetzes zur Verhütung 
-unißbräuchlicher  Ausnutzung  von Vollstreckungsmöglich-
keiten vorn 16. August 1947 	  64 

Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes, über eine Bereinigung 
alter  Schulden  vom 16. August 1947 ..... . . . . 	65 

Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über die Mitwirkung 
des des Staattanwaltes 	bürgerlichen Rechtssachen vorn 
16. August 1947 	. . . .... 	. . .... 	• 	OE  65 

15. Durchführungsverordnung vom 15. .Januar 1947 zum Ge-
setz zur Befreiung von -Nationalsozialismus und Militaris-
mus vorn 5. Marz 1946 fiber den Begriff der „gewöhnlichen 
Arbeit" . 	. 	

,
..... 	65 

19. Durchführungsverordnung vain 13. 1Vlärz 1947 zitzn Gesetz 
zur  Befreiung  von -Nationalsozialismus und Militarismus ' 
vom 5. Marz 1946 liber Verfahren, nach Artikel 37 • 	. 65 

Zweite Durchführungsverordnung zum- Gesetz über die 
Errichtung der Landeszentralbank für Hessen (Wahl-
ordnung für den Verwaltungsrat)  vorn  2$. Julii 1947 . . 65 

Verordnung. zur Anfierkraftsetzung der Zweiten Verord-
nung fiber Maßnahmen auf dem Gebiet des Beamten-
rechts vom L'August 1947 . . . . . . . . 66 

' -Erste Verordnung zur Abwicklung der Fideikommisse "MM " 
der sonstigen gebundenen Vermögen vorn 22.  Juli  1947 . . 66 

• 

OE Der, Landtag hat das felgende Gesetz beschlossen,  dna  

hiermit Verkündet wird: 

• . 	. 	• 
- 1. Abschnitt. 

,  
LeistungsPflicht 

• § 
Leistungen im Sinne dieses Gesetzes können gefordert 

warden: 	 • 

1. zur Verhütung oder Beseitigung von Notständen, deren 
Behebung im öffentlichen Interesse  dringend geboten 

ist, wenn Abwehrmaßnahmen 'auf andere Weise nicht 

oder nur Alit unverhältnismäRigenc Einsatz milgtich 
sind, oder 	 • 

2. zur Befriedigung des Bedarfs von Behörden, worm dies 
zur Erfüllung hoheitsrechtlicher Aufgaben erforderlich 
ist Und ein dringender, auf andere Weise nicht zu  be-

friedigender Bedarf  vorliegt, oder 

3. zur Behebung von auf andere Weise nicht zu besei-
tigenden Notständen  bel der Feldbestellung" oder Erato 

sowie bei der Beförderung you Lebensmitteln. und 

Brennstoffen, oder 

4. zur Deckung des auf andere Weise nicht zu befrie-
digenden Bedarfs an Baugeräten und Baustoffen zum 

Zwecke des Wiederaufbaues. 	 •• • 

§ 2.  

Leistungspflichtig sind die in  Hessen  ansässigen miar-

lichen und juristischen Personen, Personenvereinigungen 
und Anstalten, ferner andere Personen mit ihrem im 

Lande  befindlichen Vermögen. 

§ 3.  
Von der Leistungspflicht Sind befreit: • 

I.  die Gebietskörperschaften, hinsichtlich der Gebäude 

und Gebäudeteile, die für den öffentlichen Dienst be-

Gesetz- und Verordnungsblatt ffir das Lend Hessen 

nlitigt werden und hinsichtlich der zur Erfüllung 'liver 

0ffentlichen Aufgaben notwendigen Gegenstände; 
• • 

2. die . Kirchen, - Religions- und 'Weltanschanungsgemeiri- 
schaften hinsichtlich der .  dem Gottesdienst oder  hut-
tischen Zwecken gewidmeten Räume oder beiveglicheit 
GegenStände; 

3. die 'Eisenbahnen hinsichtlich der für den- Dienst 0e-

nutzteti Anlagen,- Einrichtungen Und Gebäude; .  

4. die,. Inhaber lebenswichtiger Betriebe, die der  Auge-
neinheit dienen, insbesondere  Gas-, Wasser-, Elektri-

.zitäts- und siniStiger Versorgungsbetriebe sowie, An-

; stalten der öffentlichen -Gesundheits- und Wohlfahrts-
' pflege insoweit, als die Erfüllung ihrer Aufgaben durch 
die Heranziehutig -zur Leistung in Frege gestellt wilrde; 

5. Persenen, die ein Aint oder einen eruf ausüben, bki-
sichtlich der Gegenstände, die  sie Air ihre Tätigkeit 
dringend benötigen 

6. die Dienststellen der Besatzungsmächte und die Ange-
. hörigen der Vereinten Nationen; 

7. Ausläruler Mid ausländische Gesellschaften nach MW-
gabe besonderer .Durchführungsbestimmungen. 

§ 

Zur Inanspruchnahme der , Leistungen sind Bedarfs-
stellen berechtigt, die bei den  unteren  und  mittlere* 
'Verwaltungsbehörden eingerichtet werden. 

§ 	, 

bie Bedargstelle karni die  Leistung l für sich selbst odce 

zugunsten eines Dritten in  Anspruch nehmen. 

§6 

(1) An Stelle der  einzelnen Leistungspflichtigen kenn die, 

Gemeinde in Anspruch genommen werden. Die, für Let-

stungspflichtige geltenden Bestimmungen finden enter-

sprechende Anwendling. 
(2) Die Gemeinde kann sich die Leistungen yon den ein-

zelnen Leistungspflichtigen  in gleicher WeiSe verschaf-

fen wie die Bedarfsstelle. 

Leistungspflichtgesetz 
vom 26. Juni 1947, 

Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgebetages: 17. September 194f 
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 §7  
Eine Leistungspflicht besteht in den Fallen des § 1 

Ziff. 2 und 4 nicht bei Gegenständen, »  die der Pfändung 
nicht unterworfen sind. 

2. Abschnitt 

Art der Leistungen 

A. Allgemeine Leistungen 

§8  
Von. dem Leistungspflichtigen kann verlangt werden: 

1. die Vberlassung des Gebrauchs von unbeweglichen u 
beweglichen Sachen, die er im Besitz °der Gewahrs 
hat, die Überlassung elder die Ausübung von .  RecOEht 

• oder, sotern die Überlesung nicht ausreicht oder u 
tunlich ist, die Übertragung der Rechte, einschlieBli  
des Eigentums, an beweglichen Sachen; 

2. die Überlassung des Gebrauchs von Geschäftsräum 
ohne oder mit tellweiser oder  vollständiger Einrichtun 

3. die Gewährung von Unterkunft an Personen od 
Tiere, soweit es sibh. nicht um Wohnraum handelt un 
dabei nicht die Benutzung der 'Air die Wohn- Beruf 
oder Gewerbebetriebsbédiirfnisse des Leistaigspilie 
tigen unentbehrlichen Räuine behindert wird oder u 
Tiere, die-  nicht frei Von Seuchen Oder ansteckende 

_ Krankheiten sind; 
4. Die Gestattung der Einwirkung auf Sachen, die sich i 

seinem Besitz cider  Gewahrsam befinden; 
5. die Unterlassung der Ausübung • ihm zustehender 

Rechte; 
- g. die Lieferung von Gas und elektrischer Energie, Bp- 

triebsstoff, Brennstoffen, Heizstoffen,  Lebensmitteln 
und Futtermitteln, die Gestattung der Mitbenutzung 
von WasserStellen (einsehliel3lich der Brunnen. id  
Tranken),  soweit dadurch nicht der eigene  Beine 
stillgelegt wird; - 

7. die _Zulassung der  Benutzung  yen Fernsprech- un 
Fern,schrelbaniageri oder die EinWilligung 'in eine  vox  
übergeheride Sperrung der Anlagen; 

S. die vorübergehende Gestattung der Mitbenutzung de 
Werkstatt - eines gewerblichen oder landwirtschaft 
lichen Betriebes oder die Ausführung  on Instand setzungs- oder Abbrticlisarbeiten duch durch die i Dienst des Leistungspflichtigen stehenden  Personen; 

S. die Ausfiihrung von Beförderungen; 
10. die ,, Erledigung von Botengängen,  -Handreich.ungen 

Vegweisungan Und ähnliehen Handlungen von kurze Dauer. 

§ 
(1) Die Gebrauchsüberlassung kann nur auf längstens 

zwei .fahre verlangt  werden. 
(2) Falls die Bedarfsstelle eine Gebrauchstiberlassung 

anordnet, kann der Lelstungspflichtige von ihr innerhalb 
eines Monats käufliche Obernahme der  Sache oder des Rechts verlangen. 

B, Besondere Leistungen zur Beseitigung von Notständen <  

§16  
(1) Die Zahltmgen obliegen der Bedarfsstelle. 
(2) Wird die Leistung zugunsten eines Dritten in An-

spruch genommen, so ist dieser zahlungspflichtig. Zahlt 
er nicht binnen zwel Wochen nach Bewirkung der Lei-stung, so hat die  Bedarfsstelle Zahlung zu leisten. Zahlt sie, so geht der Anspruch gegen den Dritten auf sie über. 

§17  
Soweit „der in Anspruch genommene Gegenstand ar 

Pfändung nicht unterliegt, genießen die  Ansprüche  des Leistungspflichtigen denselben Pfändungsschutz. 

4. Abschnitt 

Rechtsmittel 

18 
Gegen die auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Ent-scheidungen ist die Klage  beim Verwaltungsgericht an-lässig. Alle Entscheidungen sind mit der Rechtsmittelbe-lehrung au versehen 

bei der Feldbestellung und Ernte . 	• 
§14)  

(1) Im Falle des § 1 Ziffer 3 darf sich die Inanspruch-nahme nur erstrecken auf Pferde und Rindvieh aufier 
eingetragenen Zuchttièren, auf landwirtschaftliche Ma-. schineri, Traktoren, Zugrnotore mit  zu ihrem Gebrauch 
notwendigen Ausrüslungssiticken, Zubehör-  find Ersatz-teilen, auf Futtervorräte und :Betriebsstoffe, sowie die zu 
ihrer Haltung oder Fiihrung notwendigen  menschliche
Arbeitskräfteund auf landwirtschaftlich ungenützte oder 
nicht voll auigenützte Wirtschaftsgebaude. 

(2) Die, Leistungen erstrecken sich nur auf Überlassung 
des Gebrauchs  dieser Gegenstände, soweit sie der Lei-- stungspfliehtige im Besitz oder Gewahrsam hat, Oder auf 

die Afhertragung und Überrassung von Gebrauchsrechten .daran Sowie die Unterlassung der Ausübung solcher 
Rechte. 

§ 11 
Der Leistungspflichtige ist verantwortlich für Erfilliung 

nach Zeit, Inhalt und Umfang,. Seine Verpflichtung be-ginnt knit seiner Kenntnis von der Nachricht, daß die 
Leistung von ihm beansprucht werde. 

§12  
(1) per Leistungspflichtige und das in seinen Diensten ste- 

hende Personal sind tu Handlungen, Duldungen und Un-
nd terlasSungen verpflichtet, soweit diese zur Vorbereitung 
am und ordnungsmäßigen Bewirkung der Leistung erforder-en lich sind. 
n- 
ch 	

(2) Sie haben insbesondere den Anordnungen zu folgen, 
die zur Vorbereitung und Erfassung der Aufgabe gege- 
ben werden, sowie auf Verlangen Auskunft zu geben, en 

g; §13  
er 	(1) Der Leistungspflichtige kann verlangen, dell ihm vor- d weg die Durchführung der Aufgabe übertragen wird, der s_ die Gegenstände oder Rechte dienen sollen, die von ihm 

-h_ in Anspruch  genommen  werden. 
m 	(2) Dieser  Anspruch  des Leistungspflichtigen erlischt, 
n wean. er  erklärt„ dal S 	nicht leisten werde, oder  wemn 

er mindestens einen Tag lang schuldhaft  die  übernommene n Leistung nicht bewirkt, 

3. Abschnitt 
AnSprüche des Leistungspflichtigen 

d (2) Die  Übertragung von Rechten ist nur gegen volle 
Entschädigung in Geld  ulässig, Ersatzleistung in' Natur kann nicht verlangt werden. 

r 	(3) Ansprüche des Leistungspflichtigen bestehen nicht,  wenn die Leistung billigerweise unentgeltlich gefordert werden kann. in 
§15  

Für Schäden, die dem Leistungspflichtigen oder Leinen 
Angestellten infolge oder gelegentlich der Leistung ent-, stehen und für die anderweit  kein  Ersatz zu erlangen ist, r hat der Lelstungsberechtigte angemessenen Ersatz zu lei-sten. Der Anspruch des  Geschädigten entfällt bei eigenem 
Verschulden, der des Leistungspflichtigen selbst auch bei 
grobem Verschulden seiner Angestellten. • 

§ 14 
(1) Für die Ge6rauchsüberlassung ist eine angemessene 

Vergütung zu zahlen, dabei sind die besonderen Umstände 
des Einzelfalles in billiger Weise zu beachten.  , - b stungspflichtig,e hat welter Anspruch 'auf Ersatz der 'Aus--- lagen, die ihm durch Raumtmg ttnd -Umzug entstehen. 
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5. Abschnitt 

Vetfahren • 

• , § 19 
• • Die Bedarfsstelle kann die Leistim gen rnif Hilfe der 
nachgebrdneten Verwaltungsbehörden öder unmittelbar 
von dem LeiSbungspflichtigen anfordern. 

§:20 

(1) Die Anforderung bedarf der Schriftform. Sie kann 
durch:15,ffentliche Bekanntmachung erfOlgeri, wena Sie 
sich  an einen größeren Kreis Von Leistungspflichtigen 
richtet. Die  angeforderte Leistung ist genau zu bezeich-
nen . 
' (2) In dringenden Fällen kann die  Leistung auch in 'an-
derer Weise angefordert werden. 	 ' 

(3)Der  Empfang  der Leistung ist dem Leistungspflich-
tigen vim der Bedarfsstelle oder kei Inanspruchnahme für 
einen Dritten von diesem schriftlich zu bestätigen. 

, (4)Schrfft1icher Anforderung unelBestätigung bedar rf es 
, 

in den  Fällen  des § 14 Abs. 3  nicht. 

. § -21 

(1) Die Leisturig kann im Verwaltungswege erzwungen 
werden. 

. (2) Mir die Erzwingung ist die Ortspolizeil;ehorde. Zu-
ständig, in deren Bezirk sich  der  zu leistende Gegenstand 
befindet. oder 'Bich der Leistungspflichtige aufhält. 

(3) Beschafft sich die Bedarfsstelle hei Leistungsverzlige-
rung oder -verweigerung.  die Leistung • anderweitig, sa 
fallen die  dadurch entstehenden Mehrkosten dem Lei-
stungspfiichtigen zur Last. Für die ,Beitreibung gelten 

Absätze.  1 und 2 sinrigemäß: 

§ 22 	_ 	 • 
(1) Zur Sicherstellung  :von  Leistungen kann die Bedarfs-

stelle die Beschlagnahme schriftlich oder - dureh öffent-
liche Bekanntmachung anordnen. Die Anordnung muß 
schriftlich oder durch öffentliche Bekanntmachung er-
folgen. 

(2) bie' Beschlagnahme  hat die Wirkung, daß Rechts-
geschäfte fiber die beschlagnahmten Gegenstände nichtig 
sind, und daß Veränderungen an  ihnen ohne Genehmigung 
der 'Bedarfsstelle nicht vorgenommen werden dürfen. Den 
Rechtsgeschäften stehen Verfügungen gleich, die im Wege 
der  Zwangsvollstreckung oder der Arrestvollziehling er-
folgen. 	- 	 - 

(3) Zur Verhinderung •  oder Beseitigung einer Zuwider-
handlung Ist Verwaltungszwang zulässig. 

(1) Der Leisturigspflichtige hat seine Ansprüche bei der . 
Behörde, die die Leistung in  Anspruch oder in Empfang 
nimmt, anzumelden, .bei. Leistungen zur Behebung , eines -
allgemeinen Notstandes bei der Gemeinde  in deren Be-
zirk die Leistung erfolgt. 

" (2) Der Anspruch auf Entschädigung erlischt, wenn er 
nicht innerhálb von 3 Monaten angemeldet ist, nachdem 

. der Leistungspflichtige von - seiner  Leitungspflicht Kennt-
nis erhalten hat. 

• . 	,  §24 	• 

. OE Die Höhe der Vergütung, der, Entschädigung oder _ des 
Schadenersatzes Setzt die Bedarfsstelle fest, wenn eine 
Einigung nicht zustande: kommt. 

- 	• 	• • .- 
§25 

(l) Vor der Auszahlung der Vergiitiing oder Entsehädi-
gimg ist -der Leistungs-pflichtige zu befragen, ob Pland-
oder Nießbrauctisrechte an dem Leistungsgegenstand zur 
Zeit der ,Inanspruchnahme bestanden haben -oder noch 
beStehen. Die Erki:lining des Leistungspflichtigen ist in die 
Empfangsbescheinigung  aufzunehmen  Gder gar nachträg-

' lich bgzuffign. 

(2) Bestanden  oder bestehen Pfand- Oder Nießbrauchs-
rechte, so sind die Entschädigungen und die Vergütung 
zugunsten des Leistungspflichtigen  und des' Berechtigten 
unter Verzicht auf das.  Becht zur Rticknahme zu hinter-
legen,  wenn der Berechtigte der Auszahlun,g -an den Lei-

-sfungspflichtigen. nicht binnen einem Monat nach_der _Flit-
ligkeit  zustimmt. 

§26 

(1) Gebühren warden nicht erhoben. 

(2) Wird die Leistung für den Bedarf einer Behörde in 
.Anspruch genommen, so trägt die .baren Auslagen, insbe-
sondere Zeugen- und Sachverständigengebühren, dies; 
in  anderen Fällen die Bedarfsstelle. Sie können jedoch 
ganz oder • teilweise dein Leistungspflichtigen auferlegt 
werden,..werin sie durch Anträge oder Einwendungen des 
Leistungspilichtigen verursacht sind, die offenbar unbe-
gründet waren. 

6. Abschnitt 

Straf- und SchlußbestimmUrigen 

27 
Zuwiderhandlungen gegen die Inanspruchnahme wer-

den mit Geldstrafe bis 150, RM oder mit -Haft, in • 
,:schweren Fällen Mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit 

- einer dieser Strafen bestraft. . 
• §28 

(1) Das Gesetz. über Sachleistungen für  Reichsaufgaben" 
(Reichsleistungsge,setz) vom 1. 9, 1938 (RGB1, i. S. 1615) 
nebst  Durchführungsbestimmungen  und die §§ 9-18 -der . 

-Verordnung zur Sicherstellung von Baugeräten, und  Bau-
stoffen  zum Zwecke des Wiederaufbaues vóm 21. März 
1946 (G-17131. S. 160) werden aufgehoben 

(2) Soweit noch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes Lei-
stungen auf Grund dieser Vorschriften in Anspruch ge- 

• nommen werden, gelten' für die Rechte des Betroffenen 
die Bestimmungen dieses  Gesetzes Auf Antrag des Lei-
stungspflichtigen muß diese Inanspruchnahme aufgehoben 
werden, sie kann jedoch durch eine Inanspruchnahme auf 
Grund dieses" Gesetzes ersetzt werden. 	- - 

§29 
Die Durchführungsvorschriften erläßt der Minister des 

Innern ini-Einvernehmen mit derrzuständjgen Ministern. 

§30 ,  

Das Gesetz tritt am 1. August 1917 in Kraft. Es tritt am 
31. Dezember 1949 außer Kraft. 

• 

Die verfassungsmäßigeri Rechte der Landesregierung 
sind gewahrt. 

Wiesbaden, den 26. Juni .1947 

Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: 
Stock 	 ° 

Der Minister des firnem: 	Der Minister der JustiZ: 

Zinnkann 	 Z i-n n 

- Gesetz 
vom 31. 7. 1947 

zur Änderung des Leistungspflichtgesetzes vorn 26. 6. 1947 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, •das 
hiermit  verkündet .wird 

§ 1 	 . , 
In § 4 des Gesetzes ist hinter dem Wort „und" ,51,as,Wort 

„den" einzufügen. 
§2 "  

In § 22 Abs. 1 ist der zweite Satz zu ,streichen. 

§23 

. 	• 
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§3  
In § 28 Abs. 1 ist „I. 9. 1938" zu Streichen und daft 

'an setzen „t 9. 1939". 
.§ 4 

Des am 19. Juni 1947 vom Landtag beschlossene Gesetz 
ist mit diesen eingearbeiteten Berichtigtingen zu ver-

fentlichen. 

Die  verfassungsmäßigen Rechte der' Landesregierung 
sind gewahrt. 

Wiesbaden, den.  81.  Juli 1947 

Hessisches -Staaisministeriuna 

Der Ministeryiräsident: 
Stock 

liter  Minister des Innern: 	.Der.Minister der "Justiz: 
Z i nn kann 	 31 

Bekanntmachung 
der neuen Fassung des Leistungspilichtgesetzes 

vorn 31. Juli tan 
Auf Grund des § 4 des Gesetzes vom 31. Juli I-947 zur 

Ande.rung des Leistungspflichtgesetzes wird nachstehend 
tins Leistingspflichtgesetz M seiner neuen Passung  be-
hannt gemacht. 

Wiesbaden, den 31. -Juli 1947 

Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: 
Stock 

iner Minister des Innern: 	Der Minister der Justiz: 
Zinn.kann 	 Zinn 

Leistungspflichtgesetz 
in der Fassung vom 31. Atli 1947 

1. Abschnitt 

Leistungspflicht 

§1  
Leistungen im Sinne dieses •Gesetzes können gefordert 

werden: 
I. zur Verhiitung - tder Beseitigung von Notständen, deren 

Behebung im öffentlichen Interesse dringend geboten 
ist, wenn Abwehrmal3nahmen auf andere Weise nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Einsatz -möglich 
sind, oder 

2. zur Befriedigung ,des Bedarfs von  Behörden  wenn dies 
zur Erfüllung hoheitsrechtlicher Aufgaben erfordêrlich 
ist und ein dringender, auf and ere  'Weise nicht zu bey. 
friedigender Bedarf vorliegt; oder. 

3. ztir Behebung von auf andere Weise nicht zu beseitigen.
den Notständen bei der Feldbestellung oder Ernte  so- 
aide bei der Beförderurig von Lebensmitteln und Bkenn-
stoffen, oder 

4. zur Deckung des auf andere: Weise nib-4 zu befriedi-
genden ,Bedarfs  an  Baugeräten  und ,Baustoffen zurii 
Zwecke des Wiederaufbaues. 

§2  
Leistungspflichtig sind die in Hessen ansässigen natür-

lichen Und juristischen Personen, Personenvereinigungen 
und Anstalten, ferner andere Personen mit  ihrem im 
Lande befindlichen Vermögen. 

§3  
Von der Leistungspflicht sind befreit: ' •  

1. die Gebietskörperschaften hinsichtlich. der Gebäude 
und Gebäudeteile, die far den öffentlichen Dienst be- 

nötigt werden und hinsichtlich der zur Erftillung ihrer 
öffentlinhen Aufgaben notwendigen Gegenstände; 

2. die Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften hinsichtlich der dem Gettesdienst oder kulti-
schen Zwecken gewidmeten Räume oder beweglichen 
Gegenstände; 
die Eisenbahnen hinsichtlich der für den Dienst be-
nutzten .  Anlagen, Einrichtungen und Gebäude; 

4. die Inhaber lebenswichtiger Betriebe, die der Allge-
meinheit dienen, insbesondere Gas-, Wasser-, Elektri-
zitäts- Und sonstiger Versorgungsbetriebe sowie Am-
stalten der  öffentlichen Gesundheits- und Wohlfahrts-
pflege insoweit, als die Erfüllung ihrer Aufgaben 
durch die Heranziefiung zur Leistung in  Frage gestellt 
würde; 

5. Personen, die -ein Amt oder einen Beruf ausüben, bin-
sichtlich der Gegenstände, die sie für ihre Tätigkeit 
dringend bentitigen; 

G.  die Dienststellen der Besatzungsmächte und die AnOE  
kehörigen der Vereinten Nationen; 

7. Ausländer und ausländische Gesellschaften nach Mall-
gabe besonderer Durchführungsbestimmungen. 

4 
„ Zur Inanspruchnahme der Leistungen sind Bedarfs-

stellen berechtigt, die bei den unteren und den mittleren 
Verwaltungsbehörden eingerichtet werden. 

§ 
Die Bedarfsstelle kann die Leistung für sich selbst oder 

zugunsten eines Dritten in Anspruch nehmen. 

§6  
(1) An Stelle der einzelnen Leistungspflichtigen kann 

die Gemeinde in Anspruch genommen werden. Die für 
Leistungspilichtige geltenden Bestimmungen linden ent-
sprechende Anwendung. 

(2) Die Gemeinde kaninsicb die Leistungen von den ein-
zelnen Leistungspflichligen in gleicher Weise verschaffen 
wie die Bedarisstelle. 	• 

§7  
Eine Leistungspflicht besteht in den Fallen des § 1 Ziff. 2 

und 4 nicht bei Gegenständen, die der Pfändung nicht 
unterworfen  sind. 

2 ,  Abschnitt 

Art der Leistungen 

A. Allgemeine Leistungen 

§8  
Von dem Leistungspflichtigen kann verlangt werden: 

1. die Überlassung, des Gebrauchs von unbeweglichen und 
Und beweglichen Sachen, die er im Besitz oder Gewahr-
sam hat, die Überlassung oder die Ausübung von Rechten 
oder, sofern die Überlassung nicht ausreicht oder un-
tunlich ist, die Übertragung der Rechte, einschliel3lich 
des Eigentums, an beweglichen Sachen; 

2. die Überlassung deg Gebrauchs von Geschäftsräumen 
ohne oder mit teilweiser oder vollständiger Finrich-
tung; 

3: die Gewährung von-  Unterkunft an Personen oder 
Tiere, soweit es sich nicht um Wohnraum handelt und 
dabei nicht die Benutzung der für die Wohn-, Berufs-
oder Gewerbebetriebsbedtirfnisse des Leistungspflich-
tigen . unentbehrlichen Räume behindert wird oder um 
Tiere, die nicht frei Von Seuchen oder ansteckenden 
Krankheiten sind; 

4. die  Gestattung  der Einwirkung  au.! Sachen; die sich in 
seinem Besitz oder Gewahrsam befinden; 

5. die Unteilassung der Ausübung ihm zustehender Rechte; 
6.' die Lieferung inUi Gai und elektrischer. Energie, Be-, 

triebsstoff, Brennstoen, Heizstoffen,Lebensmitteln und 
Fiffterrnitieln, die Gestattutig der 'Mitbenutzung von 



asserstellen (eltischließligh der Brunnen und Tran-
en), soweit " dadurch, nicht der eigêne Betrieb  still-

gelegt Wird; 
7. die Zulassung der Benutzung volt Fernsprech- Und 

Fernschreibanlagen oder die Einwilligung in eine  vor-
übergehende Sperrung der Anlagen; 

8. die vorübergehende Gestattung der iViltberiutiung der 
Werkstatt eines gewerblichen oder landwirtschaftlichen 
Betriebes oder 'die Ausführung von Instandsetztings-' 

, ciderAbbruchsarbeiten anch durch die int Dienst des .  
• Leistimgspflichtigen stehenden Persenen; 

B.  die Ausführung von Beförderungen; 
. 10. die Erledigung von Botengängen, Handreichungen, 

Wegweisungen und. ähnlichen Handlungen von kurzer 
. Dauer. 

§ 
(1) Die Gebrauchsüberlassung kann nur auf längstens 

zwei Jahre verlangt weiden. 
(2) Falls die Bedarfsstelle eine Gebrauchsüberlassung an-

Ordnet, kann der Leisttingspfitclitige von ihr innerhalb 
eines Monats käufliche Übernahme der Sache  oder  'des 
Rechts Verlangen. 

- 
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B. Besondere Leistungen zur Beseitigung von Notständen 
'hei der Feldbestellung und Ernte 

§ 10  
(1) Im Falle- des § J. Ziffer 3 dart - sich die 'Inanspruch-

nahme nur erstrecken auf Pferde und Rindvieh auBet; 
eingetragenen Zttchttieren, ant landwirtschaftliche Ma-
schinen, Traktoren, Zugmotore, mit zu ihrem Gebrauch 
notwendigen 'Ausrüstungsstücken, Zubehör- und ErsatZ-
torten, auf Futtervorräte und 'Betriebsstoffe, sowie die zu 
ihrdr Haltung oder Führung notwendigen menschlichen 
Arbeitskräfte und auf landwirtschaftlich ungenützte 'oder 
nicht voll ausgenützte Wirtschaftsgebäude 

(2) Die Leistungen  erstrecken sich nur auf Überlassung 
des Gebrauchs dieser Gegenstände, soweit sie der Lei-
Slaingspflichtige im Besitz oder Gewahrsam hat, oder auf 
die Übertragung und  Überlassung  von -  Gebrauchsrechten 
daran sowie  die Unterlassung der Ausübung solcher 
Rechte. - 	

§11 
Der Leistungspflichtige ist verantwortlich für Erfüllung 

nah Zeit, Inhalt und Umfang. Seine Verpflichtung be- 
• giant mit' seiner Kenntnis von -  der Nachricht, da die 

Leistung von ihm beansprucht werde. 	• 

.§ 12 
(1) Der Leistungvflichtige und das in seinen Diensten »  

stehende Personal sind zu Handlungen, Duldungen und 
Unterlassungen  verpflichtet,  soweit diese zur Vorbereitung 
Und Ordnungsmaigen Bewirkung der Leistung erforder-
lich sind. 

(2) Sie haben  Insbesondere  den Anordnung-en zu folgen, 
die  zur Vorbereitung und Erfassung der Leistung gegeben 
werden, sowie auf, Verlangen  Auskunft zu geben. 

§13 
(1) Der Leistungspflichtige kann verlangen, daß ihm vor-

weg die Durchführung der Aufgabe übertragen wird, 'der 
die Gegenstände oder Rechte dienen sollen, die von ihm in 
Anspruch genommen werden. 

(2) Dieser Anspruch des Leistungspflichtigen erlischt, 
Wenn er erklärt, daß er nicht leistên werde, oder wenn 
er mindestens einen Tag lang schuldhaft die iibernom-
mccc Leistung nicht bewirkt. 

_ 3. Abschnitt 

Ansprüche deś  Leistungspflichtigen 
• 

§14 
(1) Für die. Gebrauchsüberlassung. ist 'eine angemessene 

Vergütung.-zu zahlen, dabei :s1nci die besonderen 31mstände  

des Einzelfalles  in billiger Weise zu beachtên. Der Lei-
stungspflichtige hat Welter Ansta .uch auf Ersatz der Aus-
lágen, die • ihn durch Räumung und Umzug entstehen. 

(2) Die Überiragung von Rechten ist -  nut. gegen Voile 
Entschädigung in Geld  zulässig, Ersatzleistung in  Natur 
kann nicht verlangt werden. 
' (3) Anspriiche des Leistungspflichtigen bestehen nicht, 
wenn die Leistung billigerweise tmentgeltlich  gefordert 
werden kann. 

• §15 
• Für Schäden, die dem Leistungspflichtigen oder seinen 

Angestellten infolge oder gelegentlich der Leistung 
stehen und für die anderWeit kein Ersatz zu erlangen ist, 
hat der LeistungSberechtigte..angemessenen Ersatz zu lei-
sten. Der  Anspruch  des Geschädigten entfällt bei eigenem 
Terschulden, der des Leistungspflichtigen selbst auch bei 

grobem Verschulden seiner Angestellten. 

§ 
(1) Die Zahlungen obliegen der Bedarfsstelle. 
(2) Wird die Leistung zugunsten eines Dritten in An-

spruch genommen, so ist dieser zahlungspflichtig. Zahlt 
er nicht binnen zwei Wochen fach Bewirkung der Lei-
st-ung, so hat die Bedarfsstelle Zahlung zu leisten. Zahlt 
sie, so geht der Anspruch gegen den Dritten auf sin über. 

§ 
Soweit der in Anspruch genommene Gegenstand der 

Pfändung .nicht unterliegt, genieBen die Arisprüche des 
Leistungspflichtigen. denselben Pfändungsschutz. 

4. Absehnitt 

Rechtsmittel 

§18 
Gegen die auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Ent-

scheidungen ist die Klage beim Verwaltungsgericht zu-
lässig. Alle Entscheidungen sind mit der" Rechtsmittel-
belehrung zu versehen. 

5.  Abschnitt 

Verfahren 

§19 
Die Bedarfsstelle kann die Leistungen mit Hilfe der 

nachgeordneten Verwaltungsbehörden oder unmittelbar 
von dent Leistungspflichtigen anfordern. 

(1) Die Leistung kann im Verwaltungswege erzwungen 
werden. - 

(2) Filr die Erzwingung ist die Ortspolizeibehörde zu-
ständig; in deren Bezirk sich der  zu leistende Gegenstand 
befindet oder sich der Leistungspflichtige aufhält. 

(3) Beschafft sikh die Bedarfsstelle bei Leistungsverzö-
gerung oder -verweigerung die Leistung anderweitig, so 
fallen die dadurchentstehenden Mehrkosten dem Lei-
stungspflichtigen inr Last. Für die Beitreibung gelten die 
Absätze I und 2 s1nngem913. 

§ 20 
(a.) Die Anforderung bedarf der Schriftform. Ste kantá 

durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen, wenn sie , 
sich an,  einen größeren Kreis, von Leistungspflichtigen 
richtet.pie angeforderte Leistung ist genau zu bezeichnen. 

(2) In dringenden Fallen kann die Leistung such in an-
derer Weise angefordert werden. 

, (3) Der Empfang der 'Leistung ist dem LeLitungspflich-
tigen von der  Bedarfssteile oder bei Inanspruchnahme für 
einen Dritten von diesem schriftlich zu bestätigen. 

(4) Schriftliche Anforderung .  und  Bestätigung bedarf es 
in den Palen des § 14 Abs. 3 nicht. 

§ 23-  

59 
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§22  
(1) Zur Sicherstellung von Leistungen kann die Aedarfs-

stelle die Beschlagnahnie schriftlich oder durch öffentliche 
Bekanntmachung anordnen. 

(2) Die Beschlagnahme hat die Wirkung, daß Rechtsge-
schäfte über die besehlagnahmten Gegenstände nichtig' 
sind, und daß Veränderungen an ihnen ohne Genehmigung 
der Bedarfsstelle nicht vorgenommen werden dürfen. Den 
Rechtsgeschäften stehen Verfügungen gleich, die im Wege 
der Zwangsvollstreekung oder der Arrestvollziehung er-
folgen. 

(3) Zur Verhinderung oder Beseitigung einer Zuwider-
handlung ist Verwaltungszwang zulässig. 

§23 	- 
(1) Der Leistungspflichtige hat seine Ansprüche bei der 

Behörde, die die Leistung in Anspruch oder in Empfang 
nimmt, anzumelden, -.bel Leistungen zur Behebung eines 
allgemeinen Notstandes bel  derrn Gemeinde in deren Be-
zirk die Leistung erfolgt. 

(2) Der Anspruch auf Entschädigung erliseht, wenn er 
nicht innerhalb von 3 Monaten angemeldet ist, nachdem 
der Leistungspftichtige von seiner Leistungspilicht Kennt-
nis erhalten hat. 

§ 24 
Die Höhe der Vergütung, der  Entschädigung oder des 

Schadenersatzes setzt die Bedarfsstelle fest, wenn eine 
Einigung nicht zustande kommt. 

§ 25 
(1) Vor der Auszahlung der Vergütung oder Entschä-

digung ist der Leistungspflichtige zu befragen, ob Pfand-
oder NieBbrauchsrechte an dem Leistungsgegenstand zur 
Zeit der Inanspruchnahme bestanden haben oder noch 
bestehen. Die Erklärung des LeistungspfliChtigen, ist in 
die Empfangsbescheinigung aufzunehmen oder ihr_ nach-
träglich beizufügen. 

(2) Bestanden oder bestehen Pfand- oder Niefibrauchs-
rechte, so sind die Entschädigungen und die Vergütung 
zugunsten des Leistungspflichtigen und eles Berechtigten 
unter Verzicht auf das Recht zur Rücknahme zu hinter-
legen,. wenn der Berechtigte der Auszahlung an den Lei-
stungspflichtigen nicht binnen einem Monet nach der Fäl-
ligkeit zustimmt. 

§26  
(1) Gebühren werden nicht erhoben. 
(2) Wircl die Leistung für den Bedarf einer Behörde in 

Anspruch genommen, so trägt die baren Auslagen, insbe-
sondere Zeugen- und Sachverständigengebühren, diese, in 
anderen Fällen die Bedarfsetelle. Sie können jedoch ganz 
oder teilweise dem Leistungspflichtigen auferlegt wer-
den, wenn sie durch Anträge oder Einwendungen des 
Leistungspflichtigen verursacht sind, die offenbar unbe-
gründet waren. 

6. Abschnitt 

Stref- und Schtußbestimmungen 

t 

 
§27  

Zuwiderhandlungen gegen die Inanspruchnahme werden 
mit Geldstrafe bis 150.—  EM  oder mit Haft, in schweren 
Fallen mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

§28  
(le Das Gesetz über Sachleistungen für Reichsaufgaben 

(Reichsleistungsgesetz) vorn 1. 9, 1939 (RGB1. I, S. 1645) 
nebst Durchführungsbestimmungen und die §§ 9-18 
der Verordnung zur Sicherstellung von Baugeräten und 
Baustoffen zum Zwecke des Wiederaufbaues vom 21. März 
1946 — GVBI. S. 160 werden aufgehoben. 

(2) Soweit noch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes Lei-
stungen auf Grund dieser Vorschriften in Anspruch  ge-
nommen werden, gelten  für  die  Rechte des Betroffenen  

die Bestimmungen dieses Gesetzes. Auf Antrag des Lei-
stingspflichtigen muß diese Inanspruchnahme aufgehoben 
werden, sie kann jedoch durch eine Inenspruchnahme auf 
Grund dieses Gesetzes ersetzt werden. 

, 	§29  
Die Durehführungsvorschriften erläßt der Minister det 

Innern im. Einvernehmen mit den zuständigen Ministern. 

§30  
Das Gesetz tritt am 1. August 1947 in Kraft. Es tritt am 

31. Dezember 1949 außer Kraft. 

Gesetz 
zur Lenkung des bauwirtschaftlichen Einsatzes 

(Badenkungs-Gesetz) 
yam 29. Juli 1947 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, des 
hiermit verkündet wird: 

§1  
(1) Alle Bauvorhaben, auch Reparaturen, des Baugewerbes 

und Baunebengewerbes  bedürfen  der Baufreigabe
' 
 die 

in Stadtkreisen durch die Gemeindebehörde, in Land-
kreisen durch den Kreisausschuß erteilt wird. Die Ge-
nehmigungspflicht auf Grund der Baupolizeiverord-
nungen und sonstiger gesetzlicher Vorschriften wird 
hierdurch nicht berührt. 

(2) ]er Baufreigabe bedürfen nicht: 
a) Die von der Militärregierung und der Staatsverwal-

tung angeordneten Bauarbeiten. In diesen Fallen sind 
jedoch die den Bauauftrag vergebenden Baubehördem 
verpflichtet, der Baugenehmigungsbehörde unverzilto 
lich die Einaatzkräfte und die voraussichtliche Arbeits-
dauer mitzuteilen. 

b) Die Bauarbeiten der Reichsbahn, Reichswasser-
straßenverwaltung und der Landesstraßenbauverwal-
tung, soweit sich die Bauarbeiten auf Gebäude und An-
lagen erstrecken, die sich auf ihrem Betriebsgelände \ 
befinden ,und unmittelbar dem Betrieb dienen. Eine 
Mitteilung an die Baugenehmigungsbehörde hat wie 
unter Ziffer 2i zu  erfolgen. 

c) Alle Bauarbeiten, deren Gesamtkosten RM 500.— nicht 
übersteigen. 

§2  
Die Eigentümer und Verwalter von Liegenschaften, aut 

denen Bauarbeiten vorgenommen werden, sind verpflich-
tet, dem Beauftragten  der unteren Verwaltungsbehörde: 
aline Genehmigung zur Durchführung der Bauarbeiten 

vorzuzeigen. 
b) Die Personalien  des  Architekten, Batiunternehmers oder 

Handwerkers anzugeben, der die Arbeiten leitet oder 
ausführt bzw. geleitet oder ausgeführt hat. 

c) Die Herkunft von Baugeräten und Baustoffen, die bei 
den Bauarbeiten Verwendung gefunden haben oder 
fulden sollen, nachzuweisen. 

§3  
1. Arbeitgebern, die eine pichtgenehmigte Bauarbeit aus-

führen, sind auf Antrag der unteren Verwaltungsbe-
hörde vom Arbeitsamt die an dieser Baustelle beschäf-
tigten, Arbeitskräfte zu entziehen und unter möglichst 
gleichen Bedingungen anderen Arbeitgebern zu Ober-
weisen. 

2. Das Arbeitsverhältnis erlischt in diesen Fallen -erst mit 
der Einweisung in die neue Arbeitsstelle. 

§4  
Ohne Bezugsberechtigung beschaffte, aber noch nicht 

verbaute Baustoffe sind von der unteren Verwaltungsbe-
hörde zu beschlagnahmen und von ihr im öffentlichen  In- 
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teresse  zu verwenden. Die Beschlagnahme is tier Bezirks. :  
steße für Bauwirtschaft beim RegierungsprEsidenten an-
zuzeigen.  Im übrigen bleiben die Bestimmimgen. der Ver-' 

.ordnung zur Sicberstellung von Bangeräten und Bau-
_stoi:fen zum 'Zweeke des Wiederaufbaues vom 21. Märe 1946 

• (GVBI. 1946  S. 160) unberührt. 

, §5 
1. Wer vorsätzlich oder fahriassig Baumbeiten ohne tlie 

nach § 1 erforderliche bauwirtschaftliche odek chne 
:baupolizeiliche Genehmigung ausfiihrt  oder areeübren 
läßt der Ausknuftspflicht gem413 § 2 nicht nachkommt 
odeç falsche Angaben Macht wird mit .Gefängnis bis 
zu zwei Jahren und _Geldstrafe bis- zu 10.000,— RM oder 

	

mit einer dieser Strafen bestraft. 	 •  

2. Im übrigen kann nach MaBgahe des § 42 1 STGB aut 
, Geschaftssehließung erkannt werden. 

, . 	 § 
Der Minister des Innern ist ermäChtigt Durchführungs-

bestinarimngen z diesem eSetz u eilassen. 	. 

§7 	' 
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkiindung in Kraft und 

am 31. Dezember 1950 außer Kraft, sofern seine  Geltungs-
dauer durch die gesetzgebende _Körperschaft nicht ver-
Ilingeil wird. 

Die verfassungsm4Bigen Rechte der Laruieszegienmg' 
zdal geWahrt. 

Wiesbaden, den 29. Juli 1947. 

Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: 	Der Minister des Innem: 
Stock 	 Zinnkanti 

des,etZ 
zur Regelung der Staatsiuschiisse an die Träger 
der  Baulast  der LandstraBen i rind II.  Ordnung 

	

im Rechnungsjahr 1946 	. 

	

voit 	Jun 1947 

'Der Landtag  Hessens  hat das nachstehende Gesetz be-
achiossen, das hiermit verkündet wird: 

	

, 	. 1 , 

(1) Die Landkreise erhalten als Träger der Baulast 
die Landstraßen H. Ordnung im RechnungSjahr 1946 vom 
Staat die folgenden Zuschüsse:  

a) für jeden eriten  Kilometer 
T je 1000 Finwnimer eines  Landkrises . . . 206 RM 

b) für jeden zweiten Kilometer 

	

.je 1090 Einwohner eines Landkreises , 	. 400 RM 
•• e) Mr jeden weiteren Kilometer 	. 	MX) Md 

(2) Der Berechnung Sind die gleichen Einwohnerzahlen 
zu .Grunde • zu legen, die im Jahre 144 Anweridung ge-
funden haben. 

(3) Die Landkreise haben qus -diesen  Mitteln  an die 
kreisangehörigen  Gemeinden über 6000 Einwohner; die 
Ortsdurchfahrten im Zuge. von LantiStraBen fl. Ordnung 
zu unterhalten haben, 400 RM  je.  Kilometer abzuführen. 

(4) Die Stadtkreise erhalten im Rechnungsjahre -1946 aus 
Staatsmitteln für jeden Kilometer der tren ihnen zu  un-
terhaltenden Landstraßen II. Ordnung einen Zuschul3 von 
400 RM. 

§ 2 
Die Trägel der Baulast für die Landstra13en I. Ordnung 

erhalten im Rechnungsjahr 1946 vom  Stasi einen Zuschuß 
von 390 RIVI je Kilometer. Die Gemeinden über 6000 Ein-
wohner, die Ortsdurchfahrten im Zuge von ReichsstraBen 
oder. Landstraßen: I. Ordnung zu unterhalten haben, er-
halten, je Kilometer deti gleichen Zuschull ' 

Die verfassungsmnigen Rechte der Landesregierungf 
- sind gewahrt. 

Wiesbaden, den 29.Jit1:947 

Bessisches Staatsministerfum 
Der itlinisterpräsident: - 	Der M-mister der Finanzen: 

Stock 	 "Hilpert 

Gesetm 
zur Regelung des Finanzausgleichs für  das 

Ilauslaltsjahr-19417 
:Tom 1. Anglist 1947 	, 

• 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen,' da 

hiermit verkündet wird: 	- 
'Gemeinden 

§1 
Die Gemeinden -erhalten das voile Soli des liauslialts-

Ultras 1944 der Bilrgersteuerausgleicbsbeträge gemán § 2 
-.der Zweiten Verardnung -Ober dia Tereinfachmne des 
Lolinabzuges (2. LAT vere 24. April 1942, liGHL L  

§ 
Soweit das Andkommen an Grundsteuer einer Gemeinde 

im Jahre 1947 unter das Aufkommen des Haushaltsjahres 
1944 zurückgegangen ist gewährt olas Land einen Aus- • 
gleich in Höhe von 8/10 dieses Ausfalls. Ein Ausfall, der 
15 v. H. des Aufkommens nicht übersteigt, wird nicht er-
st.  13e3, der Bereehming des Ardimmmens 1944 ist bei 
der Grundsteuer der Grtnad.stlicke der gleiche Hebesalz 
za Grande  zu legen, der Mr 1947 festgesetzt 1st. 

§ 3 
(14 Die Geineinden leisten im Oahre 1947 keine Beiträge 

zu des x■ ergo-  n11 fghPu  Hasten der Volksschulen in  der ,e  
Mittelsebnlen, smelt es slch nicht - um die Erstattung der 
Kosten von Ele'hrstelten handelt. Bel ihrer Ermittlung 1st 
von einer Schülerzahl  von 55 Schillern je Klasse bei den 
Vnikaschulen and von 45 Srhillern bei den  Mittelschulen 
auszugehen. ' 

C2A) Die Gemeirden erhalten keine Schlüsselzaweisungen 
OE nada der Finanzausgleichsverordnung Wm O. Oktober 
1944 (RGB1.- I, S. 282). 

(3) Den kreisangehäragen Gemeinden mit mehr als 
5006 Einwohnern werden vom „Land je Einwohner  über-
wiesen; 

Mr die ersten 11) ZOO Einwethrier der Gemeintleje RM  1.— 
Tür  die -screamer), bis zu 20900 Einwohnern je li1V1 1.20 
Mr die 201)09 tiberSteigenden Einwohner je RM 1.50 

Stadt- und Landkreise 

§ 4 
(1)  Die Aufwendungen für die Kriegsfolgenhilfe wérderi 

getragen: 
zu 115 v.H. vom Land, ' 
zu 10 v. vorn unterstützenden ItezirksfiirsOrgever-

band,. 
zu 5 v. H. van Landesfiirsorgeverband, in dessen Be-

zlik der unterstützende Bezirksfürsorge-
verband liegt. 

42) Die Bezirksltirsorgeverhände Winnem ihre Gemein-
den bis za 50 v..11. an 'Owen Aufwendungen für  die 

beteiligen. 	 i 

3 
Der Minis–ter ,der  Finanzen erlänt die erforderliehen 

Durchlißartingebesthninungen. 

§4 	 -- 
Des Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1946 in Kraft. 
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(3) Verwaltungskosten.werden nicht erstattet. 
(4) Kriegsfolgenhilfe im Sinne dieser Bestimmungen 

sind die auf Grund gesetzlicher Anordnung gezahlten 
Fürsorgekosten für: 	. 

1. Flüchtlinge. 
.2. Evakuierte, 

e 3. Angehörige von noch nicht heimgekehrten Kriegs-
gefangenen und Vermißten, 

4. heimkehrende Kriegsgefangene, 
5. Kriegsbeschädigte uńdKriegshinterbliebenee-

e(5) Das Lrid gewährt Beihilfe zu den einmaligen Auf-
wendungen litr Einrichtungen der Flüchtlingsfürsorge. Es 
kann sie im Eirizelfall ganz übernehmen. 

(6) Der Minister der Finanzen erläßt im Einvernehmen 
mit dem Minister des Innern und dem Minister für Arbeit 
und Wohlfahrt die eiforderlichen Durchführungsbestim- 
mungen. 

§5 . 
Die Landkreise erhalten Schlasselzuweisungen gemäß § 2 

der Finanzausgleichsverordnung  vom 30. Oktober 1944 in 
voller Höhe des Soli 'des Haushaltsjahres 1944, mindestens 
jedoch RM 2.— je Einwohner. 

§6 
(1) Die Stadt- und Landkreise erhalten je Kopf der  Be-

völkerung  Finanzzuweisungen,  und zwar: 
die 'Stadtkreise RM 3.— je Einwohner, 
die Landkreise RM 2.50 je Einwohner. 

(2) Übersteigt in einem Stadtkreis das Aufkommen an 
artuidstetier  n  Haushaltsjahre 1944 das Aufkommen im 
Hauehaltsjahre 1947 um mehr als 16 v. H., so wird die Ein-
wohnerzahl mit dem 1,5fathen angesetzt. Oberschreitet der 
Mehrbetrag 25 v. H., so erhöht sich die Einwohnerzahl 
auf das zweifache, bei etner  Überschreitung  um mehr als 
30  V. H. auf das 2,5fache. bei einer Überschreitung um 
mehr als 35 v. H. auf das 3.51fache. 

§7 
. a) Soweit die sonstigen Einnahmen der Landkreise zum 

Haushaltsausgleich nicht -  ausreichen, heban die Land-
kreise eind Kreisumlage von ihren Gemeinden und ge-
meindefreien Grundstücken zu erheben. 

(2) Die Mastäbe, die der Berechnung der Umlagen zu 
Gruncie zu legen sind,  bestimmt  der Landkreis in seiner 
Hauslialtssatz.ung, §§ 16 und 16 der Finanzausgleichsver-
ordnung vom 30. Oktober 1944 sind nicht anzuwenden. 

e g 8 
Die Landkreise .sind verpflichtet, in ihrem Haushalt 

einen besonderen Ausgleichsstock zugunsten ihrer Gs-
meinden auszuweisen. Dem Ausgleichsstock sind min-
destens 10 v. H. des Aufkommens der Kreisumlage zuzu-
fahren. 

• M. Bezirksverbände 

g 	.' 
Die Kommunalverbände der Regierungsbezirke Kassel 

end Wiesbaden, sowie der Landesfürsorgeverband des 
Regierungsbezirks Darmstadt erheben eine Umlage in 
Höhe des halben Betrages der Gesamtumtage des Haus-
haltsjahres 1944. Der Umlageschltissel wird vom Minister 
der Finanzen und dem Minister des Innern unter Mitwir-
kung des jeweils betroffenen Verbandes festgesetzt. 

§ 10 
Die Haushalte der Kommunalverbände bedürfen der Ge-

nehmigung durch den Minister der Finanzen mid den 
Minister des Innern. Ihr etwaiger Fehlbetrag wird durch 
Finanzzuweisung gedeckt. 

w.  Straßenunterhaltungsbeltrage 

§11 
(if) Die Trager der Baulasten für die Landstraßen 

IL Ordnung erhalten Air das Rechnimgsjaht 1947 aus 
Landesmitteln die folgenden  Zuschüsse  

a) far jeden ersten Kilometer 

• je 1000 Einwohner eines Landkreises . . ELM 250.— 

b) litr jeden zweiten Kilometer 
je 1000 Einwohner eines Landkreises . .  BM 

• c) für jeden weiteren Kilometer . . . . 1"M 600.— 
Die Landkreise haben aus diesen Mitteln an die kreis-
angehörigen Gemeinden fiber 6000 Einwohner, die Orts-
durchfahrten im Zuge von Landstraßen II. Ordnung zu 
unterhalten.haben, RYJ 400.— je Kilometer 'abzuführen. t 

(2) Die Stadtkreise erhalten im Rechnungsjahr 194.7 aus 
Landesmitteln für jeden Kilometer der von ihnen zu 
unterhaltenden Landstraßen. H. Ordnung einen Zuschuß 
von RM 400.—. 

§ 12 
Die Träger der Baulast für die Landstraßen  ľ .  Ordnung 

erhalten im Rechnungsjahr 1947 aus Landesmitteln einen 
Zuschuß von RN( 800.— je Kilometer. Die Gemeinden über 
6000 Einwohner, die Ortsdurchfahrten im Zuge von 
ReichsstraBen oder von Landstraßen I. Ordnung zu unicie-
halten haben, erhalten je Kilometer den gleichen ZuschuB. 

V. Allgenaeine Bestimmungen 

§ 13 
Karpersehaftsteuer der öffentlichen Versorgungsbetrlebe 

(1) Das Aufkommen an Körperschaftssteuer der attent-
-lichen Versorgungsbetriebe wird den Körperschaften Ober-
wiesen, denen die Erträge dieser Betriebe zufließen. 
Fließen die Erträge eines  öffentlichen Versorgungsbetrie-
bes mehreren Körperschaften zu, so wird das Steuerauf-
kommen auf diese Karperschaften nach dem Verhältnis 
ihrer Ertragsbeteiligung verteilt. 

(2) Öffentliche Versorgungsbetriebe im Sinne des Ab-
satz 1 sind Betriebe eines Landes, einer Gemeinde, eines 
Getneindeverbandes oder eines Zweckverbandes, die der 
Versorgung der  Bevölkerung  mit Wasser, Gas, Eelektri-
zität oder Wärme, dem öffentlichen Verkehr oder dem 
Hafenbetrieb dienen. Als Öffentliche Versorgungsbetriebe 
gelten auch solche Betriebe der in Satz 1 bezeichneten 
Art, die in privittrechtlicher Form durchgeführt werden, 
wenn die Anteile an ihnen ausschlialich Ländern, Ge-
meinden, Gemeindeverbänden oder einem Zweckverband 
gehören und die Erträge ausschließlich diesen Körper-
schaften zufließen. 

(3) Die Vorschriften der Absatze 1 und 2 sind erstm.alig 
auf die Veranlagung für das Kalenderjahr 1947 anzuwen-
den. 

(4) Die Übergangsvorschriften Mr die seit dem 1. April 
1947 auf Grund des Artikels 41 der Verfassung etwa ein-
getretenen Rechtsfolgen werden durch das  Ausführungs-
gesetz zu Artikel 41 der Hessischen Verfassung geregelt. 

§ 14 
(1) Zum Ausgleich auBergewöhnlicher Belastungen und 

zum Ausgleich von Harten bei der  Durchführung  dieses 
Gesetzes kann der Minister des Innern im Einvernehmen 
mit dem Minister 'der Finanzen besondere Zuschüsse an 
Gemeinden und Gemeindeverbände aus dem Ausgleicese-
stock gewähren. 

(2) Zur Bildung des Ausgleichsstocks werden in dem 
Staatshaushalt 5 Millionen Reichsmark bereitgestellt. 

§15 
Zur Wiederherstellung lebensnotwendiger Öffentlicher 

Einrichtungen  der Gemeinden und Gemeindeverbände 
stal das Land einen Sonderfonds von 10 Millionen 
Reichsmark bereit. Det Minister des Innern gewährt im 
Einvernehmen` mit ddm Minister der Finanzen aus ihm 
Beiträge, die 80 v. 11. der Aufwendungen in der Regel 
nicht überschreiten sollen. 

§16 
Für die 13ereehnung dei Einwohnet sind die nach der 

Volliszähle ng vorn 29. Oktober  1946 entsprechend den 

• 
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung 
sind gew,ahrt. 

. ' Wiesbaden, den 1. August 1947 - 

Hessisches Staatsministerium 
Der Ministerpräsident: • 

Stock 
N 

• aos.Arndgen 

' Der Minister' gir  Arbeit, 
und Wohlfahrt: 

-,...,Wiesbaden, den 3Sebte her,1947 Gesetz- und Verordnungsblatt gir das Land Bessefa Ne.10/11 

   

G e s:e t z 
• zur Gebrauchsübertragung yen Hausrat und 
Einrichtungsgegenständen des täglichen Bedarfs 

• voila 1. August 1947 

Der Landtag hat das felgende Gesetz besehlossen, das hiermit verkündet wird:-  
• .§ 1 • 

(1) Möbel und , andere Gegenstände der Wohnungsein. r,iehlung und sonstiger Hatisrat einschließlich der Ofen 
• und Herde, des Küchengeräts, des Gebrauchsgeschirrs uhd : der  Bettwäsche können nach Magabe dieseS Gesetzes zur 

Gebrauchs(iberlassung gegen Entgelt erfaßt werden: 
1. Wenn, der zur Verfügung' über sie Berechtigte ihrer 

nicht bedarf und sie deshalb nicht benutzt,, vor allem, 
wenn pr sib in Abstell-  oder Lagerrkturren o der ender-
weitig untergestellt hat, oder wenn sie infolge behörd-
licher Inanspruchnahme von Wohnraum gir den seit-herigen  Benutzer dieser Räume entbehrlich Werden, 
und • 	 - 

2. wenn sin gir' Personen benötigt werden, die ohne ihr 
.Versehuidan nicht irn Besitz der zum Wohnen oder 
zur Haushaltführung notwendigen Gegenstände sind 
und sich diese Gegenstände lank Bescheinigung .des zu-
ständigen Wirtschaftsamtes auch nicht beichaffen 
können. 

• Von der Erfassung soll abgesehen werden, werin der 
Verfügungsberechtigte den Gegenstand in absehbarer Zeit 
gir seinei Haushalt benötigt. In  erster .Linie sind solche 
Gegenstände zu erfassen, die ihr derzeitiger Besitzer gb-. hortet hat. 

(2) Soweit erfaßbarer Hausiat im  Eigentuin  von  politisch • belasteten P_ersonen steht, ist hierhel-nacii Cleni Grad 
• ihrer Belastung ein ettengerer Mastab aniulegen. '  

' 	15 
Der Nutzungsberechtigte haftet dem Eigentiiiner'für 

jede vorsätzliche ,oder fahrlässige Beschädigung  'der ihm sum  Gebrauch übetlessen,en Gegenstände; Er darf die Ge-genstände nur mit. i Zustimmung  der Wohnungsbehörde in andere Räume -bringen als die, in denen er z.  Z. der  Über-lassung der . Gegenstände gewohnt hat. ' 

§6 
Die Wohnungsbehörde hat von Amts wegen Mn  Ver-

zeichnis der erfaßten Gegenstände  mit Wertangabe in • dreifacher Ausfertigung nnitdegen, AvOlron jeder Betei-
ligie je eine Ausfertigung erhält., Für den Fall, daß sieh 
die beteiligten über die an 'tlen Betrogenen zu zahlende 
Vergütung nicht, einigen, ist diese auf -Antrag durch die :Preisbehörde festzusetzen. 

Vereinbarte Vergütungen, die unangemessen sind, sind.  auf Antrag durch die Preisbehörde auf einen angemesse
nen Betrag festzusetzen. 

. 	• 	§ 7 . 	• 
(1) Die Wohnungsbehörde hat die nach § .1 angeordnete 

GébrauchstiberlasSung aufzuheben,  wènn. der Betroffene 
die Gegenstände zum eigenen angemessenen Wohnen be-
nötigt oder wenn der Nutzungsberechtigte sich die zum 
Wohnen 'notwendigen Gegenstäride anderweitig beschafft 
Gder\  wenn ihm eine solche Beschaffung möglich und zu-
;mutbar ist. Ebenso ist zu verfahren, wefin der'N'Utzurigs-
berechtigte gegen, die aus § 5 sich ergebenden Verpflic& 
tungen Verstößt oder dek Zahlung der  festgesetzten oder • 
vereinbarten .Vergütung binnen einer angemessenen, von 
der Wohnungsbehörd¯ festzusetzenden Frist, nicht nach-

- kommt.- 
(2) Ist der. Berechtigte in der Führung seiner Verpgich-

tungen unverschuldet gehindert, so tritt die Fürsorgebe-
hörde far dip Dauer der Verhinderung in die Verpflich-
twig ein. • 

(3) Wird die Herausgabe der erfaßten Gegenstände ,bzw. 
deren Rückgabe verweigert, so kann die Wohnungsbe-
hörde mit Hilfe der Polizei diese , zWangstveise durch-

. führen. 

§ 	• 
Gegen die Anordnungen der Wohnungsbehördé - riach 

diesem Gesetz steht den Betroffenen binnen einer Frist 
von drei Tagen nach Zustellung oder Anschlag am Auf-
bewahrungsraum der Mitteilung Beschwerde bei der Woh-
nungsbehörde. zu,  welche  die - Anordnung getroffen hat. 
Falls diese Behörde. der Beschwerde nicht abhilft,  mull 
sie dieselhe. der Aufsichtsbehörde zur Entscheidung ver-
legen. Gegen die Entscheidung der Aufsichtsbehörde ist 
die Arifechtungsklage,,gemäß §§ = 35 und 42 des Gesetzes 
über die Verwaltungsgerichtsbarkeit zulässig. Die Be-
Schwerde und die Anfechtungsklage haben - keine auf-
schiebende  Wirkung,  es sel  denn, daß die mit der  Be-
schwerde befaßten Behörden, oder nach, Erhebung der Klage  das.  Verwaltungsgericht, die Aussetzung der Voll-
streckung anordnen. 

Der Minister gir Arbeit und Wohlfahrt wird ermächtigt,» 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetz zu erlassen. 

§10 
Dieses Gesetz tritt Mit dem Tage der Verkündung  in 

Kraft: 
Es tritt am 31-Dezember 1950' außer Kraft. 

'ausgegebenen Lebensmittelkarfen fertgeschriebenen,. von» 
Statistischen Landesamt gir den 30. Maiz 1947 festgestell-

, ten  Zahlen .der ständigen Bevölkerting (Wohfibevölker-
rung) maBgebend. 

• •, § 17 	 - 
Der Minister der Finanzen erläßt im Einvernehmen mit 

dem Minister des  Innem  und den beteiligten Faehmini-
stern die 'erforderlichen Ansführungsbestinárhungen. 

§ 18 
Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 194'7 in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung 
sind, gewahrt. 

Wiesbaden, den 1. August 1947 . 

liessehes Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: 	Der Minister der Finanzen: 
*Stock 	 Hilpert 

.§ 2 
• Eine Erfassung nach § 1 soll grundsätzlich nur für den 
einzelnen Bedarfsfall erfoigen. 

3' 
Zur Vermeidung tren unbilligen Härten ist auf die per-

sönlichen Verhältnisse politisch unbelasteter Persenen ge-
bührend•Rücksicht zu nehmen. Dies gilt Mich. für Per-
sonen, die sich noch ih Kriegsgefangenschaft befinden, So-
Wie. für Ausgebombte und Flüchtlinge. 

§4 
Allf Gegenstände von überwiegend persönlichem, ktinst-

lerischem oder Imittirellem Wert (z. B. antike Möbel,  Tęp-
niche Rundfunkapparate) finden die Bestimmungen dieses 
Gesetzes keine Anwendung. 
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Ergänzungsgesetz 
vorn 16. August 194'7 

zum Gesetz zur Ahndung nationalsozialistischer Straftaten 
vom 15. Juni 1946 

Auf Grund der Proklamation Nr. 4 der amerikanischen 
Militärregierung vom 1. März 1947k  wird das folgende vóin 
Länderrat am 15. April 1947 beschlossene Gesetz verkündet 

§ 1 
Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urteff 

geschlossenen Verfahrens zuungunsten des Angeklagten 
findet auch statt, wenn der Angeklagte aus politischen, 
rassischen oder religionsfeindlichen G:Air:den freigespro-
chen oder zu einer unverhältnismäßig milden Strafe ver-

urteilt wurde, und wenn ein Verbrechen den Gegenstand 

der Untersuchung bildet. 
' §2  

(1) Auf das Verfahren finden die Vorschriften des Ge-
setzes zur Ahndung nationalsozialistischer Straftaten vorn 
15. Juni 1946 Anwendung. 

(2) Die Wiederaufnahme des Verfahrens gemäß § OE I;  ist 

nur bis zum 31. Dezember 1948 zulässig. 

§3  
Das Gesetz tritt mit dem Tage seiner  Verkündung 

Kraft. 
Wiesbaden, den 16. August 1947 

Der Hessische Ministerpräsident: 

. Stock 

Ergänzungsgesetz 
vom 16. August 1947 

zum 1. Gesetz zur Wiedergutmachung nationalsozialistisehen 

TJnrecht  in der Strafrechtspfiege vom 15. Juni 1946 

Auf Grund der Proklamation Nr. 4 der amerikanischen 
Militärregierung vom 1. März 1947 wird das folgende vom 
Länderrat am 15. April 1947 beschlossene Gesetz verkündet: 

§1  
Das 1. Gesetz zur Wiedergutmachung nationalsozialisti-

schen Unrechts in der Strafrechtspflege wird wie folgt er-
gänzt: 

§ 10 erhält folgenden Absatz 2: 

(2) Hat der Täter nicht nur eines der in § 2 aufgezähl-
ten Gesetze, sondern zugleich auf Grund Tateinheit 
oder Gesetzeseinheit ein noch gültiges Strafgesetz 
;verletzt, so sind Schuldanspruch und Strafe, falls 
nicht eine polifische Tat i. S. des § 1 vorliegt, nach 
dem noch gültigen Gesetz neu festzusetzen. Das 
Verfahren richtet sich den §§ 4-8. 

 

§2 
	 • 

Das Gesetz tritt mit Wirkung vorn 15. 6. 1946 in Kraft. 

Wiesbaden, den 16. August 1947 

Der Hessische Ministerpräsident: 
Stock 

   

Zweites Abänderungsgesetz 
zum Strafgeriehtsverfassungsgesetz 1946 

vom 16. August 1947 

Al:if Grumi • der  Proklamation Nr. 4 der amerikanischen 
Militärregierung vom 1. März 1947 wird das folgende vom 
Länderrat  am 3. Juni 1947 beschlossene Gesetz verkündet: 

- 	Einziger Paragraph 

In § 76 des Strafgerichtsverfassungsgesetzes 1946 (Bayr. 
Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 8 vom 30. 3. 46, Würt-
tembergisches Regierungsblatt Nr. 9 vom 10. 5. 1946, Ge-

setz- und Verordnungsblatt von Groß-Hessen Nr. 2-6 vom 

1. 3. 46) wird nach dem 1. Absatz der folgende zweite  cm-

gefügt:  
(2)  (2) Auf Anordnung der Obersten Justizverwaltung kann 

die Besetzung der Strafkammern durch Schöffen er-
weitert werden. Die Anordnung regelt 

1. in welchen Men die Strafkammern auch mit 
Schöffen besetzt werden, 

'2. die 'Zahl, die erforderlichen Eigenschaften und die 
Auswahl der Schöffen, 

3. die Art -der Beeidigung, die Rechte und die Pflichten 
der Schöffen sowie die Dauer des Schöffenamtes, 

4. die Entschädigung filr  den den  Schöllen durch ihre 
Dienstleistung entstehenden Verdienstausfall until 
den mit der Dienstleistung verbundenen Aufwand 
sowie Ersatz der Fahrtkosten. 

Der bisherige  zweite Absatz des § 76 wird Absatt 3, der 

bisherige dritte Absatz 4vird Absatz 4. 

Wiesbaden, den 16. August 1947 

Der Hessische Mterpräsident: 
Stock 

Gesetz 
liber die Aufhebung des Gesetzes 

zur Verhütung  minbräuchlicher Ausnutzung 
von Vollstreckungsmöglichkeiten 

vom 1G. August 1947 

Auf Grund der Proklamation Nr. 4 der ameilka,nischsa 
Militärregierung vom 1. März 1947 wird das folgende vont 

Länderrat am 3. Juni 1947 beschlossene Gesetz  verkündet

inziger Paragraph 
Das Gesetz zur Verhütung miabrauchlicher Auiinutzung 

von Volistreckungsmöglichkeiten vom 13. 12. 1934 (RG111. I 

S. 1234) wird aufgehoben. 

Wiesbaden, den 16. Augnst 1947 

Der Hessische Ministerpräsident: 
Stock 

*Gesetz 

• zur Aufhebung des Gesetzes 

fiber-  eine Bereinigung alter Schulden 

vom 16. August 1947 

Auf Grund der Proklamation Nr. 4 der amerikanischen 
Militärregierung vom 1. März 1947 wird das folgende VOtti 

Länderrat am 3. Juni 1947 beschlossene Gesetz verkündet: 

Einziger Paragraph 

Das Gesetz über eine Bereinigung alter Schulden itt 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. 9. 1940  (ROBI. 1 

S. 1209) und die Verordnung zur Ergänzung des Gesetzes 

über eine Bereinigung alter Schulden Vom 19. 12. 1941. 
(RGB1. I S. '798) werden aufgehoben. 

Wiesbaden, den 16. August 1947 

Der Hessische Ministerprisident: 
Stock 

o 



Auf Grund mon § 28 'Abs. 2 des Gesetzes über die. Er-
richtting der Landeszentralbank von Hessen  -vorn 7. 12. 
1946 (GV)31. 1947 S. 11) wird fili das Wahlverfahren. nach 
§ 7 'Abs. 2 dieses Gesetzes folgendes verordnet: • 

§ 1 
Die Wahl der Verwanungsratsmitglieder aus den Kreisen 

der, öffentlich-rechttichen Kreditinstitute erfolgt in einem, 
AusschuB, der ans drei . Vertretern des Vorstandes des 
hessischen Sparkassen- und- Giroverbandes und je einem 
Vertreter der -  in - der Arbeitsgemeinschaft der hessischen 
öffentlich-re,ehtlichen Realkreditanstálten zusammengefa13- • • 
ten Institute, nämlich der Nassauischen Landesbank, Wies-
baden, der Landeskreditkasse.., 'zu Kassel und der Hes-
sischen Landesbank.-Girozentrale in Darmstadt, gebildet 

. wird. Wird in diesem Ausschuß keine Einigung auf einen 
gemeinsamen Vertreter erzielt, dann sell das betreffende 
Verwaltungsratsmitglied für jede Amtsperiodeabwechselnd 
aus den Reihen der Sparkassen und der Arbeitsgem-ein-

-schaft gewählt werden: • 
2 

Die Wahl der genossenschaftlidhen Verwaltungsratsmit-
glieder erfolgt- durch die • Vorstände derjenigen gesetz-
lichen Prüfungsverbände, denen' Kreditgenossenschaften 
angeschlossen sind.' Jeder Verband hat eine Stimme. Das . 
betreffende Verwaltungsratsmitglied wird für jede  Amts-
periode  -abwechselnd aus den Reihen der gewerblichen 
und der landwirtschaftlichen Kreditgenossenschaften ge-
nommen. 

§3 
Die Wahl des Verwaltungsratsmitgliedes aus den Kreisen 

der Privaten • Kreditinititirte erfolgt durch den Arbeits-
ausschuß des Verbandes der privaten • Kreditinstitute in 
Hessen in der Zusammensetzung kmäl3 § 12 der "Ver-
bandesatzung, 

§ 
Die erfolgte Wahl ist — mit der Unterschrift der , an 

der Wahl beteiligten Personen versehen der Landes-
zentralbank jeweils einen Monat vor Beginn der neuen 
Wahlpriode anzuzeigen. 

• 

Wiesbaden, den 3. Spptember 1947_ • 	.Gesetz- und _Verordnungsblatt, für das Land Hessen 

Gesetz 
zur Aufhebung des  Gesetzes iiber die Mitwirkung 
des Staatsanwaltes in bürgerlichen Rechtssachen 

. vom 16. Auguit 1947 
• 
Aut Grund der Proklamation Nr. 4 der amerikanischen 

• IVIilitärregierung vom 1. März 1947 Wird das folgende vorn 
Länderrat am 3. Juni 1917  beschlossene Gesetz verkündet: 

Einziger Paragraph 
Das Gesetz über die MitvitirkUng des Staatsanwaltes in 

biirgerlichen Rechtssachen vorn 15. 7. 1941 (AGM I S. 388) 
und  die Verordnung tibet Wiederaufnahme rechtskräft4S. 
entschiedener Abstarnmungsklagen vorn 27. 1. 1944 - (RGBI. 
S..' 52) werden aufgehoben. • 

Wiesbaden, den 16. August 1917 

Der Hessische .Ministerprisident: 
Stock 

15. Durchfiihrungsverordnung 
N 

vont 15. Januar 1947 
zum Gesetz zur Befreiung vorn Nationalsozialismus„: und 
Militarismus vorn 5. 3. 1946 über den Begriff der „gewöhn- 

lichen Arbeit". 

/n Ergänzung der in- Artikel 63 des Gesetzes über di 
Befreiung von Nationlsozialismus und Militarismus feat 
gesetzten allgemeinen Riehtlinien hinsiehtlich der Aus 
legurig . dedBegriffes• „gewöhriliche Arbeit" wird  bestimmt 
daß eine Ansteliung oder ,Tätigkeit nicht als gewöhnliche 
Arbeit zu betrachten  ît -wenn , • , 
a) die betreffende Anstellung oder ausgeübte Tfftigkei 
, ihrem: Wesen oder ihrer Art nach , dem Betreffenden 

irgendwelche- obrigkeitlichen Bet\igniese tiberträgt; 
b) die betreffende Anstellung oder _Tätigkeit ihrem Wesen 

nach dem Anstellten oder Bes•chäftigten die Ausübung 
irgend einee 'Einflusses auf das  Nachrichtenwesen 
(presse, Rtindfunk --usw.) • Oder die ,(  Bildung der öffent- 

- liehen Meinting erinügliehtk 	 . 
c) die betreffende Anstellung oder Tätigkeit in einem 

• freien Beruf ,  in der -Stellung eines piplomingenieurs 
Oder auf dem Gebiete von Erziehung und Unterricht 
ausgeübt werden soll. 

2. Bestehen Zweifel darüber, ob eine Anstellung oder 
eine Tätigkeit als gewöhnliche Arbeit iti betrachten ist, 
so trifft in den Fällen, in denen  m  sich  um eine öffent-
liche Anstellung handelt, der jeweils zuständige Minister 
Im E•invernehmen mit dem Minister  für politische Be-
freiung die , Entscheidung. In sämtlichen sonstigen Fällen 
liegt  de Entscheidung bei dem Landesarbeitsarnt. Die 
Entscheidung dedLandesarbeitsamtes unterliegt der  Nach-
prüfung durch das Ministerium für politische Befreiung: 
Handelt es sich lim  Zonendienststellen entscheidet die 
oberste Zonendienststelle im Einvernehmen mit dem Ent-
naziflzierungsausschua bei 

• dein Länderrat, 
Wiesbaden ;  den 15.  Januar 1947 

- • Der Minister für politische Befreiung: 
Binder 

19. Durchfiihrungsverordnung 
vom 13. Marz 1947 

awn Gesetz Aur Befreiung • -von Nationalsozialismus und 
Militarismus vom 5. 3. 1946 über Verfahren nach Artikel 37 

§1 	• 	• 
Ordnet der Minister Jiir poIitische Befreiung gemäß 

Art. 37 die Durchfiihrung des Verfahrens an, so ist die 
kla-geschrift den Erben. des Verstorbenen zuzustellen. 

Bereitet die Feststellung der Erben Schwierigkeiten, so hat der öffentliche Kläger beim zuständigen Nachlaß-
gericht die Bestellung eines Nachlaßpfiegers zu beantragen. 

§2 
Die in § 3. ginannten Personen sind befugt, bei der Durchführung des Verfahrens elle Rechte des betroffenen 

Toten wahrzunehmen. Etwaige sonstige wirtichaftlich 
interessierte persenen könrien sich dem Verfahren an-schlieBen, sofern sie ihr Interesse glaubhaft machen. tYber 
die Zulassung entscheidet die Spruchkammer. Eine Be-
schwerde gegen die Entscheidung ist nicht zulässig. 

§ 3 
Für die Kosten des Verfahrens gelten die allgemeinen 

- Grundsätze. Soweit hiernach 	Kosten von den Be- 
* enen zu trägen wären, gehen Sm zu Lasten des Nach-

lasees. 

Sie können gpnz eder teilweise den in §§ 1 und 2 ge-
nannten Persowi_ auferlegt werden, soweit sie durch 
offenaichtlich unbegründete Anträge oder Rechtsmittel 
entstanden sind. 

Wiesbaden, den 13. Marz 1947 
Der Minister, für politische Befreiung: 

Binder 

Zweite Durchfiihrungsverordnung 
zum Gesetz über die Errichtung der Landes- 

zentralbank vot liessen 
(Wahlordnung  für  den Verwaltungsrat) 

vom 25. Juni 1947. 
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§ 5 
Die Verordnung tritt am 1. Juli 1917 in Kraft. 

Wiesbaden, den 25. Juni 1947. 

Der Minister der Finanzen: 
Hilpert 

Verordnung 
zur Außerkraftsetzung der Zweiten Verordnung 

fiber Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Beamtenrechts 	• 

vom 1. August 1011 •  

Auf Grund des § 18 der Zweiten Verordnung über 11/1a13- 
nahmen auf dem Gebiet des Beamtenrechts. in der Fassung 
der Bekanntinachung vom 9. Oktober 1942 (RGBI. I S. 580) 
wird bestimmt: 

(1) Die Zweite Verordniing in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. Oktober 1942 (RGH1. I S. 580) tritt rück-
wirkend ab 8. Mai 1945 außer Krat. 

(2) Entscheidungen, die nach dem 8. Mai 1945 ea Grund 
• der Zweiten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet 

des Beamtenrechts in der Fassung der Bekanntmachung 
wino 9. Oktober 1942 getroffen wurden, bleiben _für die 
Zeit bis zur Verkündung cliesar Verordnung gültig. 

Wiesbaden, den 1. August 1947 

Hessisches Staatsministeriurn 

. Der Ministerpräsident: 
Stock . 

Der Minister der Finanzen: 	Der Minister des Innern: 

Hilpert 	 Zinnkann 

Erste Verordnung 
zur Abwicklung der Fideikommisse und der 

sonstigen gebundenen Vermögen 	• 
von" 22. Juli 1941 

Auf Grund des § 5 Abs. 1 der Verordnung zur Durch-
führung des Kontrollratsgesetze,s Nr, 45 wird verokdnet  

1.1 

(1) § 52 der Zweiten Kriegsmaßnahmenverordnung vorn 
27. 9. 1914 (ROBI. I S. 229) wird aufgehoben. Die bei den 
Landgerichten anhängigen Sachen gehen auf das  Ober-
landesgericht als Fideikommißgericht über. 

(2) Das Fideikommißgericht für Hessen wird bel der 
Zweigstelle des Oberlandesgerichts in Kassel eingerichtet. 

§2 

(1) Soweit in Fidelkommiß- und Stiftungssachen sowie 
bei ähnlich gebundenen Vermögen die Wirksamkeit eines 
Rechtsaktes von der Genehmigung des Reichsministers 
der Justiz abhängig war, wird diese durch das Fideikom-
mißgericht erteilt. 

(2) Soweit in diesen Fallen der Reichsminister der Justiz 
im Einvernehmen mit anderen Reichsstellen oder soweit 
ein anderes Reichsministerium die Genehmigung zu er-
teilen hatte, hat das Fidelkommißgericht vor dem Erlad 
seiner Entscheidung die Stellungnahme der  entsprechenden 
Landesbehörde einzuholen.. 

§ 3 
Den Vorsitz bei dem Fideikommii3ge icht kann auch ein 

Oberlandesgerichtsrat führen. 

§ 4 • / 
Die Entscheidu .rigen des Fideikommißgerichts sind end-

gültig. 
§ 5 

(1) Eine beim Obersten Fideikommißgericht anhängige 
Beschwerde ist mit der Maigabe erledigt, daß die ange-
fochtene Entscheidung mit dem Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung rechtskräftig wird. Verauslagte Gerichtskostera 
der Beschwerde und die außergerichtlichen  Kosten werdet 
nicht erstattet. 

(2) Auf Antrag eines Beteiligten sind die Rechtsfolgen, 
des Abs. 1 vom Fideikommißgericht durch Beschluß fest-
zustellen. 

§ 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung In Kraft. 

Wiesbaden, den 22. Juli 1947 

Der Minister der Justiz: 
Zinn 
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